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Friedhofssatzung der Großen Kreisstadt Eilenburg 

Aufgrund von § 4 Abs. 1 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (Sächs-
GemO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juni 1999 (GVBI. S. 345), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 14. Februar 2002 (GVBI. S. 86), in Verbindung 
mit § 7 Abs. 1 des Sächsischen Gesetzes über das Friedhofs-, Leichen- und Bestat-
tungswesen (Sächsisches Bestattungsgesetz - SächsBestG) in der Fassung vom 8. 
Juli 1994 (GVBI. S. 1321), zuletzt geändert durch Gesetz vom 6. Juni 2002 (GVBl. 
S. 168), hat der Stadtrat in seiner öffentlichen Sitzung am 10.03.2003 folgende 
Satzung beschlossen. 

1. Allgemeine Vorschriften 

§ 1 
Geltungsbereich 

(1) Diese Satzung gilt für die im Gebiet der Stadt Eilenburg gelegenen und von ihr 
verwalteten Friedhöfe. 

(2) Das sind gegenwärtig: 
- Friedhof Mansberg (Neuer Friedhof) 
- Bergfriedhof (eingeschränkt) 
- Ehrenfriedhof (eingeschränkt) 
- Stadtfriedhof 
- Ostfriedhof 

(3) Diese Satzung gilt eingeschränkt für den Bergfriedhof bis zum Jahr 2006 (Nut-
zungszeitraum) und für den Ehrenfriedhof und die Teile der übrigen Friedhöfe, die 
Kriegsgräber- oder Ehrengrabstätten sind, gelten die Vorschriften nach § 16 Abs. 2. 

§ 2 
Friedhofszweck 

(1) Der Friedhof ist eine öffentliche Einrichtung der Stadt Eilenburg. 

(2) Er dient der Bestattung derjenigen Personen, die  
a) bei ihrem Tode Einwohner der Stadt Eilenburg waren oder 
b) ein besonderes Recht auf Bestattung in einer bestimmten Grabstätte haben oder 
c) ohne Einwohner zu sein, nach § 2 Abs. 2 SächsBestG zu bestatten sind. 
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(3) Die Bestattung anderer Personen bedarf der vorherigen Zustimmung der Stadt-
verwaltung. 

§3 
Schließung und Aufhebung 

(1) Der Friedhof oder Teile des Friedhofs können ganz oder teilweise für weitere 
Bestattungen oder Beisetzungen gesperrt (Schließung) oder anderen Zwecken ge-
widmet werden (Aufhebung), (§ 8 SächsBestG). 

(2) Durch die Schließung wird die Möglichkeit weiterer Bestattungen und Beiset-
zungen ausgeschlossen. Soweit durch die Schließung das Recht auf weitere Bestat-
tungen oder Beisetzungen in Wahl- oder Urnenwahlgrabstätten (Sondergräber) 
erlischt, wird dem Nutzungsberechtigten für die restliche Nutzungszeit bei Eintritt 
eines weiteren Bestattungs- oder Beisetzungsfalles auf Antrag eine andere Wahl- 
bzw. Urnengrabstätte zur Verfügung gestellt. Außerdem kann er die Umbettung 
verlangen, soweit die Nutzungszeit noch nicht abgelaufen ist. 

(3) Durch die Aufhebung geht die Eigenschaft des Friedhofes als Ruhestätte der 
Toten verloren. Die in Reihen- oder Urnenreihengrabstätten Bestatteten werden, 
falls die Ruhezeit noch nicht abgelaufen ist, die in Wahl- oder Urnenwahlgrabstät-
ten, falls die Nutzungszeit noch nicht abgelaufen ist, auf Kosten der Stadt Eilenburg 
in andere Grabstätten umgebettet. 

(4) Schließungen oder Aufhebungen werden öffentlich bekannt gemacht. Der Nut-
zungsberechtigte einer Wahl- oder Urnenwahlgrabstätte erhält außerdem einen 
schriftlichen Bescheid, wenn sein Aufenthalt bekannt oder über das Einwohnermel-
deamt zu ermitteln ist. 

(5) Umbettungstermine werden einen Monat vorher öffentlich bekannt gemacht. 
Gleichzeitig werden sie bei Wahl- oder Urnenwahlgrabstätten den Nutzungsberech-
tigten, bei Reihen- oder Urnenreihengrabstätten, soweit möglich, einem Angehöri-
gen des Verstorbenen mitgeteilt. 

(6) Ersatzgrabstätten werden von der Stadt Eilenburg auf ihre Kosten entsprechend 
den Grabstätten auf dem aufgehobenen bzw. geschlossenen Friedhof oder dem 
Friedhofsteil hergerichtet. Die Ersatzwahlgrabstätten werden Gegenstand des Nut-
zungsrechts. 
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2. Ordnungsvorschriften 

§4 
Öffnungszeiten 

(1) Das Betreten der Friedhöfe ist allgemein im gesamten Jahr von Sonnenaufgang 
bis Sonnenuntergang gestattet. Maßgeblich sind im Zweifel die kalendarischen 
Zeitangaben. 

(2) Die Friedhofsverwaltung kann aus besonderem Anlass das Betreten eines 
Friedhofes oder einzelner Friedhofsteile vorübergehend untersagen. 

§5 
Verhalten auf dem Friedhof 

(1) Die Besucher haben sich auf dem Friedhof der Würde des Ortes entsprechend 
zu verhalten. 

(2) Kinder unter 7 Jahren dürfen den Friedhof nur in Begleitung Erwachsener 
betreten. 

(3) Auf dem Friedhof ist insbesondere nicht gestattet, 
a) die Wege in den Abteilungen mit Fahrzeugen aller Art, ausgenommen Kinder-

wagen, Rollstühle und Handkarren zu befahren, ausgenommen den von der 
Stadtverwaltung Beauftragten, den Bestattungshäusern und Steinmetzen zur 
Ausübung ihrer Tätigkeit, 

b) Waren aller Art, sowie gewerbliche Dienste anzubieten, 
c) an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe einer Bestattung, Beisetzung oder 

Gedenkfeier störende Handlungen auszuführen, 
d) ohne Auftrag eines Nutzungsberechtigten bzw. ohne Zustimmung der Stadt-

verwaltung gewerbsmäßig zu fotografieren, 
e) Druckschriften zu verteilen, 
f) den Friedhof und seine Einrichtungen, Anlagen und Grabstätten zu verunreini-

gen oder zu beschädigen, 
g) Friedhofsabfälle außerhalb der dafür bestimmten Stellen abzuladen, 
h) Abfälle, die keine Friedhofsabfälle sind, auf den Friedhöfen zu entsorgen, 
i) Tiere, ausgenommen Blindenhunde, mitzubringen, 
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j) zu spielen, zu lärmen und Musikwiedergabegeräte zu betreiben. Die Stadtver-
waltung kann Ausnahmen zulassen, soweit sie mit dem Zweck des Friedhofes 
und der Ordnung auf ihm vereinbar sind. 

(4) Feiern und andere nicht mit einer Bestattung/ Beisetzung zusammenhängende 
Veranstaltungen bedürfen der Zustimmung der Stadtverwaltung; sie sind spätestens 
vierzehn Tage vorher anzumelden. 

§6 
Ausführen gewerblicher Arbeiten 

(1) Bildhauer, Steinmetze, Gärtner und sonstige mit der Gestaltung und Instandhal-
tung von Grabstätten befasste Gewerbetreibende bedürfen für ihre Tätigkeiten auf 
dem Friedhof der vorherigen Zulassung durch die Stadtverwaltung, die gleichzeitig 
den Umfang der Tätigkeiten festlegt. 

(2) Zugelassen werden nur solche Gewerbetreibende, die in fachlicher, betriebli-
cher und persönlicher Hinsicht zuverlässig sind, was im Regelfall durch die Eintra-
gung in die Handwerksrolle nachgewiesen wird. Die Zulassung kann befristet wer-
den. 

(3) Zugelassene Gewerbetreibende erhalten eine Berechtigungskarte. Diese ist den 
Mitarbeitern der Stadtverwaltung vom Gewerbetreibenden oder seinen Mitarbeitern 
auf Verlangen vorzuzeigen. 

(4) Die Zulassung kann zurückgenommen werden, wenn die Voraussetzungen des 
Absatzes 2 nicht mehr vorliegen und die Gewerbetreibenden trotz zweimaliger 
schriftlicher Mahnung gegen die Bestimmungen der Friedhofssatzung verstoßen 
haben. 

3. Allgemeine Bestattungsvorschriften 

§ 7 
Anmeldung von Sterbefällen und Terminbestimmungen 

von Bestattungen und Beisetzungen 

(1) Erd- und Feuerbestattungen innerhalb des Geltungsbereiches der Friedhofssat-
zung der Stadt Eilenburg sind unverzüglich nach Beurkundung des Sterbefalles 
bzw. nach Beauftragung eines Bestattungsinstitutes durch das entsprechende Be-
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stattungsinstitut in der Stadtverwaltung anzumelden. Wird eine Bestattung bzw. 
Beisetzung in einer vorher erworbenen Wahl- oder Urnenwahlgrabstätte beantragt, 
so ist auch das Nutzungsrecht nachzuweisen. Bei Feuerbestattungen ist gleichzeitig 
die Art der Grabstätte festzulegen, in die die Beisetzung erfolgen soll. 

(2) Bei der Vornahme einer Bestattung bzw. Beisetzung in eine bereits vorhandene 
Grabstätte ist für die Durchführung der Bestattung bzw. Beisetzung und für die 
erforderliche Öffnung der Grabstätte die Graburkunde für die entsprechende Grab-
stätte in der Stadtverwaltung vorzulegen. 

(3) Die Stadtverwaltung setzt Ort und Zeit der Trauerfeier und der Bestattung bzw. 
Beisetzung im Einvernehmen mit dem Bestattungspflichtigen und dem Bestattungs-
institut fest. Erdbestattungen und Einäscherungen dürfen frühestens 48 Stunden 
nach Eintritt des Todes (regelmäßige Mindestwartefrist) und müssen bei Erdbestat-
tungen innerhalb von 5 Tagen, bei Feuerbestattungen innerhalb von sieben Tagen 
nach Eintritt des Todes (längste regelmäßige Wartefrist) durchgeführt werden. 
Überschreitungen der längsten regelmäßigen Wartefrist sind beim Gesundheitsamt 
von demjenigen zu beantragen, der den Anlass zur Fristüberschreitung setzt bzw. 
gesetzt hat. 

(4) Kommen Bestattungspflichtige ihrer Pflicht zur Veranlassung der Bestattung 
bzw. Beisetzung nicht nach, so kann angeordnet werden, dass entweder Verstorbe-
ne, die nicht binnen 7 Tagen nach Eintritt des Todes bestattet wurden, von Amts 
wegen in einer Reihengrabstelle bestattet werden oder Urnen, bei Feuerbestattun-
gen, nach Ablauf von 3 Monaten seit dem Einäscherungstag, in einer Gemein-
schaftsanlage ohne individuelle Gestaltung beizusetzen sind. Die Kosten werden 
jeweils dem Bestattungspflichtigen auferlegt. 

(5) Sind Bestattungspflichtige nicht vorhanden, nicht bekannt oder nicht zu ermit-
teln und veranlasst kein anderer die Bestattung oder Beisetzung, ist die Stadt Eilen-
burg für die Bestattung bzw. Beisetzung verantwortlich (§ 10 Abs. 3 SächsBestG), 
wenn der Tod des zu Bestattenden im Stadtgebiet Eilenburg eintrat (Feststellung 
des Todes). 

(6) Bestattungen bzw. Beisetzungen oder Trauerfeiern finden in der Regel nur im 
Zeitraum von Montag bis einschließlich Freitag einer jeden Woche statt. Die Stadt-
verwaltung kann, auf Antrag des Bestattungspflichtigen bzw. des von ihm beauf-
tragten Bestatters, die Durchführung von Bestattungshandlungen oder Trauerfeiern 
an Samstagen genehmigen. 
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§ 8 
Särge und Urnen 

(1) Die Särge müssen fest gefügt und so abgedichtet sein, dass jedes Durchsickern 
von Feuchtigkeit ausgeschlossen ist. Die Särge müssen aus verrottbarem und um-
weltverträglichem Material bestehen bzw. hergestellt sein. Sie dürfen nicht aus 
Metall oder anderen schwer vergänglichen Stoffen gefertigt sein, soweit nichts 
anderes ausdrücklich vorgeschrieben ist. 

(2) Zur Beisetzung dürfen nur solche Urnen verwendet werden, die aus vergängli-
chem Material hergestellt sind. Das Gleiche gilt für Zier- und Überurnen. 

§9 
Grabherstellung 

(1) Die Gräber werden bei Erdbestattungen vom Personal der Stadtverwaltung bzw. 
der von der Stadtverwaltung Beauftragten ausgehoben und wieder verfüllt. Der 
Erdaushub und -verschluss bei Urnenbeisetzungen erfolgt durch die Bestattungsin-
stitute. 

(2) Die Größe für Reihen- und einstellige Wahlgräber ist auf die Länge von 180 cm 
und auf die Breite von 80 cm, für zweistellige Wahlgräber auf die Länge von 220 
cm und auf die Breite von 200 cm und für Urnenreihen- und Urnenwahlgräber auf 
die Länge von 120 cm und auf die Breite von 60 cm, begrenzt. 

(3) Die Tiefe der einzelnen Gräber beträgt von der Erdoberfläche (ohne Hügel) bis 
zur Oberkante des Sarges mindestens 0,90 m, bis zur Oberkante der Urne mindes-
tens 0,50 m. 

(4) Die Gräber für Erdbestattungen müssen voneinander durch mindestens 0,30 m 
starke Erdwände getrennt sein. 

(5) Der Nutzungsberechtigte hat Grabzubehör vorher auf seine Kosten entfernen zu 
lassen. Sofern beim Ausheben der Gräber Grabmale, Fundamente oder Grabzube-
hör durch die Stadtverwaltung oder deren Beauftragte entfernt werden müssen, sind 
die dadurch entstehenden Kosten durch den Nutzungsberechtigten der Stadt zu 
erstatten. 
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§ 10 
Ruhezeit 

Die Ruhezeit für Leichen und Aschen beträgt 20 Jahre, für Leichen von Kindern, 
die tot geboren oder vor Vollendung des zweiten Lebensjahres verstorben sind, 10 
Jahre und für Leichen von Kindern bis zur Vollendung des 13. Lebensjahres, 15 
Jahre. 

§ 11 
Ausgrabungen und Umbettungen 

(1) Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört werden. 

(2) Ausgrabungen und Umbettungen bedürfen der vorherigen schriftlichen Geneh-
migung des Gesundheitsamtes. 

(3) Ausgrabungen oder Umbettungen von Leichen oder Aschen bedürfen, unbe-
schadet der sonstigen Vorschriften, der vorherigen Zustimmung der Stadtverwal-
tung. Die Zustimmung wird bei Vorliegen eines wichtigen Grundes erteilt. 

(4) Alle Ausgrabungen bzw. Umbettungen erfolgen nur auf Antrag; antragsberech-
tigt ist bei Umbettungen der jeweilige Nutzungsberechtigte. 

(5) Alle Ausgrabungen bzw. Umbettungen werden von einem durch den Antragstel-
ler beauftragten Bestattungsunternehmen durchgeführt. Die Stadtverwaltung be-
stimmt im Einvernehmen mit dem Gesundheitsamt den Zeitpunkt der Ausgrabung 
bzw. Umbettung. 

(6) Der Ablauf der Ruhe- und der Nutzungszeit wird durch eine Ausgrabung bzw. 
Umbettung nicht unterbrochen oder gehemmt. 

(7) Leichen oder Aschen zu anderen als zu Umbettungszwecken wieder auszugra-
ben, bedarf einer behördlichen oder richterlichen Anordnung. 

(8) Ausgrabungen und Umbettungen dürfen nicht im Zeitraum von zwei Wochen 
bis zu sechs Monaten nach dem Tode vorgenommen werden, sofern es sich nicht 
um Urnen handelt oder sofern die Ausgrabung oder Umbettung nicht richterlich 
angeordnet worden ist. 
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4. Grabstätten 

§ 12 
Allgemeines, Arten der Grabstätten 

(1) Die Grabstätten werden unterschieden in 
a) Reihengrabstätten, 
b) Wahlgrabstätten als ein oder zweistellige Grabstätten, 
c) Urnengrabstätten als Reihen- und Wahlgrabstätten, sowie Gemeinschaftsanla-

gen (anonym oder teilanonym) und 
d) Ehrengrabstätten. 

(2) Die Grabstätten bleiben Eigentum der Stadt Eilenburg. An ihnen können Rechte 
nur nach dieser Satzung erworben werden. Es besteht kein Anspruch auf Verlei-
hung des Nutzungsrechts an einer der Lage nach bestimmten Grabstätte oder auf 
Unveränderlichkeit der Umgebung. 

§ 13 
Reihengrabstätten 

(1) Reihengrabstätten sind Grabstätten (Einzelgräber) für Erdbestattungen, die der 
Reihe nach belegt und im Todesfall für die Dauer der Ruhezeit des zu Bestattenden 
schriftlich zugeteilt werden. Ein Nutzungsrecht an der Grabstätte kann nicht erwor-
ben werden. 

(2) In jeder Reihengrabstätte darf nur eine Leiche bestattet werden. 

(3) Das Abräumen von Einzelgrabfeldern oder Teilen von ihnen nach Ablauf der 
Ruhezeiten wird sechs Monate vorher veröffentlicht und durch ein Hinweisschild 
auf dem betreffenden Grabfeld bekannt gemacht. 

§ 14 
Wahlgrabstätten 

(1) Wahlgrabstätten sind Grabstätten für Erdbestattungen, an denen auf Antrag 
nach Zahlung der festgesetzten Gebühr ein Nutzungsrecht für die Dauer von 20 
Jahren (Nutzungszeit) in Verbindung mit einem Bestattungsfall (bei Leichen von 
Kindern, die tot geboren oder vor Vollendung des zweiten Lebensjahres verstorben 
sind, 10 Jahre und bei Leichen von Kindern bis zur Vollendung des 13. Lebensjah-
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res, 15 Jahre) verliehen und deren Lage im Benehmen mit dem Nutzungsberechtig-
ten bestimmt wird. Ein Nutzungsrecht kann auch ohne Bestattungsfall erworben 
werden. Dabei wird das Nutzungsrecht für maximal fünf Jahre verliehen. 

(2) Es wird eine Urkunde, die Beginn und Ende des Nutzungsrechts enthält, ausge-
stellt. Aus dem Nutzungsrecht ergibt sich die Pflicht zur Anlage und Pflege des 
Grabes. 

(3) Wahlgrabstätten werden als ein- oder zweistellige Grabstätten vergeben. 

(4) Während der Nutzungszeit darf eine weitere Bestattung nur stattfinden, wenn 
die Ruhezeit die Nutzungszeit nicht überschreitet oder das Nutzungsrecht für die 
Zeit bis zum Ablauf der Ruhezeit verlängert worden ist. 

(5) Das Nutzungsrecht kann mehrmals für die gesamte Wahlgrabstätte wiederver-
liehen werden. Der jeweilige Zeitraum wird auf maximal fünf Jahre begrenzt. Die 
Wiederverleihung erfolgt auf Antrag nach den zu diesem Zeitpunkt geltenden Be-
stimmungen über den Inhalt des Nutzungsrechts und die zu zahlenden Gebühren. 

(6) Schon bei der Verleihung des Nutzungsrechts soll der Nutzungsberechtigte für 
den Fall seines Ablebens aus dem in Satz 2 genannten Personenkreis einen Nach-
folger im Nutzungsrecht bestimmen und ihm das Nutzungsrecht durch einen Ver-
trag übertragen. Wird bis zu seinem Ableben keine derartige Regelung getroffen, 
geht das Nutzungsrecht in nachstehender Reihenfolge auf die Angehörigen des 
verstorbenen Nutzungsberechtigten deren Zustimmung über: 
a) auf den überlebenden Ehegatten, 
b) auf die Kinder, 
c) auf die Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung ihrer Väter oder Mütter, 
d) auf die Eltern, 
e) auf die Geschwister, 
f) auf sonstige Erben. 
Innerhalb der einzelnen Gruppen wird unter Ausschluss der übrigen Angehörigen 
der Gruppe die nach Jahren älteste Person nutzungsberechtigt. 

(7) Der jeweilige Nutzungsberechtigte kann das Nutzungsrecht auf eine Person aus 
dem Kreis der in Abs. 6 Satz 2 genannten Personen übertragen. Der Rechtsnachfol-
ger hat bei der Stadtverwaltung das Nutzungsrecht unverzüglich nach Erwerb auf 
sich umschreiben zu lassen. 
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(8) Der jeweilige Nutzungsberechtigte hat im Rahmen dieser Satzung und der dazu 
ergangenen Regelungen das Recht, in der Wahlgrabstätte bestattet zu werden, bei 
Eintritt eines Bestattungsfalles über andere Bestattungen und über die Art der Ges-
taltung und der Pflege der Grabstätte zu entscheiden. 

(9) Das Nutzungsrecht an unbelegten Grabstätten kann jederzeit, an teilbelegten 
Grabstätten erst nach Ablauf der letzten Ruhezeit zurückgegeben werden. Eine 
Rückgabe ist nur für die gesamte Grabstätte möglich. 

(10) Bei Rückgabe von Wahlgrabstätten wird an den Nutzungsberechtigten die für 
die Wahlgrabstätte gezahlte Gebühr unter Berücksichtigung der verbleibenden, auf 
volle Jahre abgerundeten Nutzungszeit anteilig zurückerstattet. 

§ 15 
Urnengrabstätten 

(1) Aschen dürfen beigesetzt werden 
a) in Urnenreihengrabstätten, 
b) in Urnenwahlgrabstätten, 
c) in Urnengemeinschaftsgrabstätten (anonym oder teilanonym) und 
d) in Wahlgrabstätten bis zu 4 Aschen in einstelligen und bis zu 8 Aschen in 

zweistelligen Grabstätten. 

(2) Urnenreihengrabstätten sind Aschenstätten, die der Reihe nach belegt und erst 
im Todesfall auf die Dauer der Ruhezeit zur Beisetzung abgegeben werden. 

(3) Urnenwahlgrabstätten sind Aschenstätten, für die auf Antrag ein Nutzungsrecht 
für die Dauer von 20 Jahren (Nutzungszeit) verliehen wird. In einer Urnenwahl-
grabstätte dürfen vier Urnen beigesetzt werden. 

(4) Urnengemeinschaftsgrabstätten sind Urnengrabstätten, die von der Stadtverwal-
tung als anonyme oder teilanonyme Grabstätten angelegt werden und zur Aufnahme 
von Aschen dienen. Dabei wird die Gestaltung grundsätzlich durch die 
Stadtverwaltung bestimmt. Zur Auswahl stehen anonyme und teilanonyme 
Anlagen. Bei anonymen Anlagen werden die Aschen der Reihe nach ohne 
Kennzeichnung beigesetzt. Bei den teilanonymen Anlagen werden zusätzlich der 
Name, der Vorname (bei mehreren der Rufname), das Geburts- und das 
Sterbedatum auf einem zentralen Stein der Anlage aufgeführt. Auch dabei bleibt 
die Lage der einzelnen Asche anonym. Ausgrabungen und Umbettungen aus diesen 
Anlagen finden grundsätzlich nicht statt.  
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(5) Die Beisetzung ist bei der Stadtverwaltung rechtzeitig anzumelden. Der Anmel-
dung ist die Bescheinigung des Trägers der Feuerbestattungsanlage über die Ein-
äscherung beizufügen. 

(6) Soweit sich aus der Satzung nicht etwas anderes ergibt, gelten die Vorschriften 
für Reihen- und Wahlgrabstätten entsprechend auch für Urnengrabstätten. 

§ 16 
Ehrengrabstätten, Grabstätten der Opfer von Krieg und Ge-

waltherrschaft 

(1) Die Zuerkennung, die Anlage und die Unterhaltung von Ehrengrabstätten, ein-
zeln oder in geschlossenen Feldern, obliegt ausschließlich der Stadt Eilenburg. 

(2) Grabstätten der Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft bleiben dauernd beste-
hen. Die Verpflichtungen zur Erhaltung dieser Grabstätten werden durch die Vor-
schriften und das Gesetz über die Erhaltung der Gräber der Opfer von Krieg und 
Gewaltherrschaft (Gräbergesetz) geregelt. 

(3) Grabstätten bedeutender Persönlichkeiten der Stadt Eilenburg werden in einem 
von der Stadtverwaltung anzulegenden Verzeichnis aufgenommen. Die Eintragung 
der jeweiligen Grabstätte in das Verzeichnis wird dem Nutzungsberechtigten der 
Grabstätte durch die Stadtverwaltung bekannt gegeben. Die in das Verzeichnis 
aufgenommenen Grabstätten dürfen nur mit Zustimmung des Stadtrates verändert 
oder eingeebnet werden. Nach Erlöschen der Nutzungsrechte für die entsprechen-
den Grabstellen sollen die Grabstätten auf Kosten der Stadt Eilenburg erhalten und 
gepflegt werden. 

(4) Ein eingeschränktes Pflege- und Gestaltungsrecht für Ehrengrabstätten kann an 
Vereine, Institutionen, Körperschaften und Organisationen vergeben werden. 

5. Gestaltung der Grabstätten 

§ 17 
Wahlmöglichkeit 

(1) Grabfelder mit besonderen Gestaltungsvorschriften sind Reihen-, Urnenreihen- 
und Urnengemeinschaftsgrabfelder 
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(2) Grabfelder mit allgemeinen Gestaltungsvorschriften sind die Wahl-, die Urnen-
wahl- und die Ehrengrabfelder. 

(3) Bei der Auswahl einer Grabstätte bestimmt der Antragsteller durch die Art der 
Grabstätte, ob diese in einem Grabfeld mit allgemeinen oder mit besonderen Ges-
taltungsvorschriften liegt. Entscheidet er sich für eine Grabstätte mit besonderen 
Gestaltungsvorschriften, so besteht die Verpflichtung, die Gestaltungsvorschriften 
dieser Friedhofssatzung einzuhalten. Eine entsprechende schriftliche Erklärung ist 
durch den Antragsteller zu unterzeichnen. 

(4) Der Antragsteller hat keinen Anspruch darauf, auf jedem Friedhof der Stadt 
Eilenburg das gesamte Angebot an Grabstellen zugewiesen zu bekommen. Die 
Anlage der verschiedenen Grabfelder wird durch die Stadtverwaltung unter Beach-
tung der verschiedenen Bedingungen auf mindestens einem Friedhof eingerichtet. 

§ 18 
Allgemeine Gestaltungsvorschriften 

Jede Grabstätte ist so zu gestalten und an die Umgebung anzupassen, dass die 
Würde des Friedhofes in seinen einzelnen Teilen und in seiner Gesamtanlage ge-
wahrt wird. 

§ 19 
Besondere Gestaltungsvorschriften 

(1) Die Reihen- und Urnenreihengrabfelder werden jeweils als einheitliche Rasen-
fläche angelegt. 

(2) Die Urnengemeinschaftsgrabfelder werden als Rasenfläche mit einer zentralen 
(in der Regel am Fußende) eingerichteten Ablagestelle für Kränze und Blumen 
sowie einer abgedeckten Grube zur symbolischen Übergabe der Asche in die Erde 
gestaltet. 



22 

13 

6. Grabmale 

§ 20 
Gestaltung der Grabmale in Grabfeldern mit allgemeinen Ges-

taltungsvorschriften 

(1) Die Grabmale und sonstigen baulichen Anlagen auf Grabfeldern ohne besonde-
re Gestaltungsvorschriften unterliegen in ihrer Gestaltung und Bearbeitung keinen 
besonderen Anforderungen. Sie dürfen die Grenzen der Grabfläche nicht über-
schreiten und müssen sich in der Gestaltung der Umgebung anpassen. 

(2) Grabeinfassungen einfacher Art sind ohne Genehmigung erlaubt. Besondere 
Ausführungen bedürfen der separaten Genehmigung. 

(3) Die übrigen Regelungen gelten jedoch uneingeschränkt. 

§ 21 
Gestaltung der Grabmale in Grabfeldern mit 

besonderen Gestaltungsvorschriften 

(1) Die Grabmale in Reihen- und Urnenreihengrabfeldern müssen in ihrer Gestal-
tung den nachstehenden Anforderungen entsprechen: 
a) es sind nur liegend waagerechte Grabmale ohne Fundament zugelassen, 
b) Naturstein ist zu verwenden, die Art des Gesteins ist freigestellt, 
c) die Steine sind soweit waagerecht in die Erde einzulassen, dass sie mit der 

Erdoberkante abschließen, 
d) erhabene Schrift oder erhabene Gestaltungselemente auf dem Stein, wie Me-

tallplatten oder Ornamente, sind ausgeschlossen, 
e) die Oberfläche darf nicht bruchrau oder gesprengt gestaltet sein, 
f) die übrige Gestaltung der Oberfläche ist freigestellt 
g) die Steine dürfen eine Breite und Länge von 0,40 m nicht übersteigen und 

müssen eine Mindeststärke von 0,14 m besitzen und 
h) die Lage ist so auszurichten, dass die Oberseite (Kopfende) mit der oberen 

Begrenzung des Grabes abschließt und eine einheitliche Flucht mit allen Stei-
nen dieser Reihe ergibt. 

(2) Die Gestaltung der Grabmale auf Urnengemeinschafts- und Ehrengrabanlagen 
obliegt der Stadtverwaltung Eilenburg. 
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§22 
Zustimmungserfordernis zum Errichten und 

Ändern von Grabmalen 

(1) Die Errichtung und jede Veränderung von Grabmalen bedürfen der vorherigen 
schriftlichen Zustimmung der Stadtverwaltung. Der Antragsteller hat bei Reihen-
grabstätten die Grabzuweisung vorzulegen, bei Wahlgrabstätten sein Nutzungsrecht 
nachzuweisen. 

(2) Den Anträgen sind zweifach beizufügen der maßstabsgerechte Grabmalentwurf 
mit Grundriss und Seitenansicht unter Angabe des Materials und seiner Bearbei-
tung. In besonderen Fällen kann die Vorlage des maßstabsgerechten Modells oder 
das Aufstellen einer Attrappe in natürlicher Größe auf der Grabstätte verlangt wer-
den. 

(3) Für die Errichtung und jede Veränderung aller sonstigen baulichen Anlagen 
gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend. 

(4) Die Zustimmung erlischt, wenn das Grabmal oder die sonstige bauliche Anlage 
nicht binnen eines Jahres nach Erteilung der Zustimmung errichtet bzw. geändert 
worden ist. 

§ 23 
Standsicherheit der Grabmale 

Die Grabmale sind ihrer Größe entsprechend nach den allgemeinen anerkannten 
Regeln des Handwerks zu fundamentieren und so zu befestigen, dass sie dauernd 
standsicher sind und auch beim Öffnen benachbarter Gräber nicht umstürzen oder 
sich senken können. Satz 1 gilt für sonstige bauliche Anlagen entsprechend. 

§ 24 
Verkehrssicherungspflicht für Grabmale 

(1) Die Grabmale und die sonstigen baulichen Anlagen sind dauernd in verkehrssi-
cherem Zustand zu halten. Sie sind zu überprüfen oder überprüfen zu lassen. Ver-
antwortlich dafür ist bei Reihen- und Urnenreihengrabstätten die Stadt Eilenburg, 
bei Wahl- und Urnenwahlgrabstätten der Nutzungsberechtigte. 
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(2) Scheint die Standsicherheit eines Grabmals, einer sonstigen baulichen Anlage 
oder von Teilen davon gefährdet, ist der für die Unterhaltung Verantwortliche 
(Abs. 1) verpflichtet, unverzüglich die erforderlichen Maßnahmen zu treffen. 

(3) Bei Gefahr im Verzuge kann die Stadtverwaltung auf Kosten des Verantwortli-
chen Sicherungsmaßnahmen (z.B. Umlegen von Grabmalen) treffen. Wird der 
ordnungswidrige Zustand trotz schriftlicher Anordnung der Stadtverwaltung nicht 
innerhalb einer festzusetzenden angemessenen Frist beseitigt, ist die Stadtverwal-
tung dazu auf Kosten des Verantwortlichen berechtigt. Sie kann das Grabmal oder 
Teile davon entfernen. Die Stadtverwaltung ist verpflichtet, diese Gegenstände drei 
Monate aufzubewahren. § 24 Abs. 2 Satz 4 gilt entsprechend. Ist der Verantwortli-
che nicht bekannt oder nicht zu ermitteln, genügen als Aufforderung eine öffentli-
che Bekanntmachung und ein Hinweisschild auf der Grabstätte, das für die Dauer 
von einem Monat aufgestellt wird. 

(4) Die Stadt Eilenburg überprüft entsprechend der jeweils geltenden Unfallverhü-
tungsvorschriften unabhängig von Abs. 1 die Standsicherheit der Grabmale. 

§ 25 
Entfernen von Grabmalen 

(1) Vor Ablauf der Ruhezeit oder der Nutzungszeit dürfen Grabmale nur mit vorhe-
riger Zustimmung der Stadtverwaltung entfernt werden. 

(2) Nach Ablauf der Ruhezeit bei Reihen- und Urnenreihengrabstätten, nach Ablauf 
der Nutzungszeit bei Wahl- und Urnenwahlgrabstätten oder nach der Entziehung 
von Grabstätten und Nutzungsrechten sind die Grabmale und sonstigen baulichen 
Anlagen innerhalb einer Frist von drei Monaten zu entfernen. Kommt der Ver-
pflichtete dieser Verpflichtung nicht nach, so ist die Stadtverwaltung berechtigt, die 
Grabstätte abräumen zu lassen. Lässt der Verpflichtete das Grabmal und die sonsti-
gen baulichen Anlagen nicht binnen drei Monaten abholen, geht es oder gehen sie 
entschädigungslos in das Eigentum der Stadt Eilenburg über. Sofern Grabstätten 
von der Friedhofsverwaltung abgeräumt werden, hat der jeweilige Verpflichtete die 
Kosten zu tragen. 

(3) Künstlerisch oder geschichtlich wertvolle Grabmale, die für die Eigenart des 
Friedhofs von Bedeutung sind, unterstehen dem besonderen Schutz der Stadt Ei-
lenburg, um sie für die Nachwelt zu erhalten. Die Unterschutzstellung wird dem 
Nutzungsberechtigten der Grabstätte durch die Stadtverwaltung bekannt gegeben. 
Nach Erlöschen der Nutzungsrechte für die entsprechende Grabstätte sollen die 
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Grabmale auf Kosten der Stadt Eilenburg erhalten werden. Das Eigentum des 
Grabmales geht dann in Form des Verzichtes (Vereinbarung oder Willenserklä-
rung) des Nutzungsberechtigten auf die Stadt Eilenburg über. 

7. Herrichten und Pflege der Grabstätten 

§ 26 
Herrichten und Instandhalten der Grabstätten 

(1) Alle Grabstätten müssen im Rahmen der Vorschriften des § 18 hergerichtet und 
dauernd instand gehalten werden. Dies gilt entsprechend für den Grabschmuck. 
Verwelkte Blumen und Kränze sind unverzüglich von den Grabstätten zu entfernen. 

(2) Für die Herrichtung ist bei Reihen- und Urnenreihengrabstätten der Bestat-
tungspflichtige oder Antragsteller (Besitzer der Grabzuweisung), bei Wahl- und 
Urnenwahlgrabstätten der Nutzungsberechtigte verantwortlich. Für die Instandhal-
tung ist der Nutzungsberechtigte bei Wahl- und Urnenwahlgrabstätten, bei allen 
übrigen Grabstätten die Stadt Eilenburg verantwortlich. 

(3) Die für die Grabstätten Verantwortlichen können die Grabstätten selbst herrich-
ten und pflegen oder damit einen Dritten beauftragen. 

(4) Reihen- und Urnenreihengrabstätten müssen innerhalb von sechs Monaten nach 
der Bestattung, Wahl- und Urnenwahlgrabstätten innerhalb von sechs Monaten 
nach der Verleihung des Nutzungsrechtes hergerichtet werden. 

(5) Die Herrichtung, Unterhaltung und Veränderung der gärtnerischen Anlagen 
außerhalb der Grabstätten obliegen ausschließlich der Stadtverwaltung. 

(6) Die Verwendung von Pflanzenschutz- und Unkrautbekämpfungsmitteln ist nicht 
gestattet. 

§ 27 
Grabfelder mit besonderen Gestaltungsvorschriften 

Grabfelder mit besonderen Gestaltungsvorschriften werden durch die Stadt Eilen-
burg in Form von Rasenflächen entsprechend den Vorschriften des § 18 dieser 
Satzung hergerichtet und gepflegt. 
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§ 28 
Grabfelder mit allgemeinen Gestaltungsvorschriften 

Die Herrichtung der Grabstätten unterliegt keinen besonderen Anforderungen. 
Nicht zugelassen sind Bäume, großwüchsige Sträucher und Pflanzen, die auf Grund 
ihrer Art die Höhe von 1,50 m übersteigen, in der Breite über die Grabbegrenzung 
hinaus oder sich im Wurzelbereich so ausdehnen, dass Nachbargrabstätten, Wege 
oder Anlagen geschädigt werden können. 

§ 29 
Vernachlässigte Grabstätten 

(1) Wird eine Grabstätte nicht ordnungsgemäß hergerichtet oder bepflanzt, hat der 
Verantwortliche auf schriftliche Anordnung der Stadtverwaltung die Grabstätte 
innerhalb einer jeweils festzusetzenden angemessenen Frist in Ordnung zu bringen. 
Kommt er dieser Verpflichtung nicht nach, kann die Stadtverwaltung die Grabstätte 
nach ihrem Ermessen auf seine Kosten herrichten lassen. 

(2) Ist der Verantwortliche nicht bekannt oder nicht ohne weiteres zu ermitteln, 
genügt für die Durchführung der Maßnahme nach Abs. 1 eine öffentliche Bekannt-
machung oder ein Hinweis auf der Grabstätte. 

8. Friedhofsgebäude 

§ 30 
Leichenhallen/Kühlzellen 

(1) Leichenhallen sind die Kühlzellen auf dem Friedhof Mansberg. Sie dienen der 
Aufnahme Verstorbener bis zur Bestattung und dürfen nur durch Mitarbeiter der 
autorisierten Bestattungsunternehmen sowie durch Mitarbeiter der Stadtverwaltung 
betreten werden. 

(2) Die Särge von Verstorbenen, die an einer meldepflichtigen Krankheit im Sinne 
des Infektionsschutzrechtes gelitten hatten, bei denen ein solcher Verdacht besteht 
oder von denen eine Ansteckungsgefahr ausgeht, sind in einem gesonderten Raum 
aufzustellen. Die Abschiednahme von Verstorbenen, in Form der offenen Aufbah-
rung, ist in diesen Fällen nur in der Schauzelle möglich und bedarf der zusätzlichen 
Genehmigung des Gesundheitsamtes. 
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§ 31 
Feierhallen 

(1) Die Feierhallen auf dem Friedhof Mansberg und dem Ostfriedhof können für 
Trauerfeiern, Gottesdienste, Gedenkfeiern oder ähnliche Veranstaltungen genutzt 
werden. 

(2) Ort, Zeitpunkt und Dauer der Benutzung der Feierhallen werden von der Stadt-
verwaltung im Einvernehmen mit dem Antragsteller bzw. dem in seinem Auftrag 
handelnden Dritten (z. B. dem Bestattungsinstitut) festgelegt und genehmigt. 

(3) Sofern keine infektionsschutzrechtlichen oder sonstigen Bedenken bestehen, 
kann der Verstorbene während der Trauerfeier in den Feierhallen offen aufgebahrt 
werden. Ansonsten ist die Schauzelle zu nutzen. Die Aufbahrung der Leiche im 
Feierraum ist untersagt, wenn der Verstorbene an einer meldepflichtigen Krankheit 
im Sinne des Infektionsschutzrechtes gelitten hat oder ein solcher Verdacht besteht, 
von der Leiche eine Ansteckungsgefahr ausgeht der Bedenken wegen des Zustan-
des der Leiche bestehen. Der Sarg darf in diesen Fällen nicht ohne Zustimmung des 
Gesundheitsamtes wieder geöffnet werden. 

(4) Trauerfeiern sind so abzuhalten, dass das sittliche Empfinden der Allgemeinheit 
oder das religiöse Empfinden der Kirchen oder der Religions- oder Weltanschau-
ungsgemeinschaften oder ihrer Mitglieder durch Reden, Darbietungen und Musik-
stücke nicht verletzt werden. 

(5) Aufnahmen von Trauerfeiern in Bild und Ton sind nur mit vorheriger Zustim-
mung der nächsten Angehörigen, das Benutzen von der Stadt Eilenburg zur Verfü-
gung gestellten Musikanlagen und Instrumenten ist nur mit Zustimmung der Stadt-
verwaltung erlaubt. 

9. Schlussvorschriften 

§ 32 
Alte Rechte 

(1) Die vor Inkrafttreten dieser Satzung errichteten Grabstätten genießen Bestands-
schutz in der ursprünglich genehmigten Form. 
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(2) Die vor dem Inkrafttreten dieser Satzung entstandenen Nutzungsrechte an Grab-
stätten von unbegrenzter oder unbestimmter Dauer werden auf zwei Nutzungszeiten 
nach § 14 Abs. 1 dieser Satzung seit Erwerb begrenzt. Sie enden jedoch nicht vor 
Ablauf eines Jahres nach Inkrafttreten dieser Satzung und der Ruhezeit der zuletzt 
beigesetzten Leiche oder Asche. 

(3) Ein Wiedererwerb des Nutzungsrechtes an einer solchen Grabstätte kann erfol-
gen. 

(4) Im Übrigen gilt diese Satzung. 

§ 33 
Haftung 

Die Stadt Eilenburg haftet nicht für Schäden, die durch satzungswidrige Benutzung 
des Friedhofs sowie seiner Anlagen und Einrichtungen durch dritte Personen oder 
durch Tiere entstehen. 

§ 34 
Ausnahmen 

Die Stadtverwaltung kann Ausnahmen von Regelungen dieser Satzung erteilen. 

§ 35 
Ordnungswidrigkeiten1 

(1) Ordnungswidrigkeiten werden auf der Grundlage des § 124 Gemeindeordnung 
des Freistaates Sachsen geahndet. Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. den Friedhof entgegen den Bestimmungen des § 4 betritt, 
2. gegen die Bestimmungen des § 5 verstößt, 
3. eine gewerbliche Tätigkeit auf dem Friedhof ohne Zulassung ausübt (§ 6 

Abs. 1), 
4. Ausgrabungen und Umbettungen ohne vorherige Zustimmung vornimmt (§ 

11), 
5. die Bestimmungen über zulässige Maße für Grabmale nicht einhält (§ 20 

Abs. 1 u. 2 und § 21 Abs. 1), 

                                                 
1 § 35 geändert durch Satzung vom 01.09.2003, veröffentlicht im Amtsblatt 36/03 vom 12.09.2003. 
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6. Grabmale ohne Zustimmung errichtet oder verändert (§ 22 Abs. 1), 
7. sonstige bauliche Anlagen ohne Zustimmung errichtet oder verändert (§ 22 

Abs. 3), 
8. Grabmale ohne Zustimmung der Stadtverwaltung entfernt (§ 25 Abs. 1), 
9. Grabmale oder sonstige bauliche Anlagen nicht in verkehrssicherem Zu-

stand hält (§§ 23 u. 24), 
10. Pflanzenschutz- und Unkrautbekämpfungsmittel verwendet ( § 26 Abs. 6), 
11. entgegen § 28 bepflanzt, 
12. Grabstätten vernachlässigt (§ 29), 
13. die Leichenhalle entgegen § 30 Abs. 1 betritt, 
14. Trauerfeiern nicht entsprechend § 31 Abs. 4 abhält und 
15. Aufnahmen bei Trauerfeiern ohne Zustimmung der Angehörigen macht o-

der Anlagen und Instrument ohne Zustimmung der Stadtverwaltung benutzt 
(§ 31 Abs. 5). 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu einer Höhe von 1000 
EUR geahndet werden. 

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36, Abs. 1 Ziffer 1 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten (OWiG) ist die Stadt Eilenburg. 

§ 36 
Gebühren 

Für die Benutzung der von der Stadt Eilenburg verwalteten Friedhöfe und ihrer 
Einrichtungen sind Gebühren nach der jeweils geltenden Friedhofsgebührensatzung 
zu entrichten. 

§ 37 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft1. Gleichzeitig 
treten die Friedhofssatzung vom 1.12.1997 (Beschluss Nr.: 154/97), geändert durch 
Satzungsbeschluss vom 5.11.2001 (Beschluss Nr.: 125/01) und alle übrigen entge-
genstehenden ortsrechtlichen Vorschriften außer Kraft. 

                                                 
1 Die Satzung wurde im Amtsblatt 10/03 vom 14.03.2003 veröffentlicht 


